
Finanzminister Peer Steinbrück (SPD)
ist in diesen Tagen erfüllt vom Stolz
des Handwerkers. Unter Zeitdruck,

noch dazu gegen seinen Willen, hat er auf
Geheiß eines Auftraggebers ein Werkstück
fertiggestellt, das sich, wie Meister Stein-
brück meint, sehen lassen kann.

Der Auftraggeber war SPD-Chef Kurt
Beck, der ebenso vollmundig wie unabge-
stimmt ein eigenes Steuerkonzept seiner
Partei für Ende Mai angekündigt hatte. Das
Werkstück sind die „Orientierungspunkte
der SPD für ein integriertes Steuer- und
Abgabensystem“, die Steinbrück im Hau-
ruck-Verfahren anfertigte. 

In der Eile gelang es ihm zumindest, die
Sozialdemokraten gegen die Konkurrenz
abzugrenzen: Die SPD setzt auf niedrigere
Sozialabgaben, die Union mit der CSU
vorneweg auf niedrigere Steuern.

Besonders zufrieden ist Steinbrück aber
damit, dass er seinen Sparkurs festzurren
konnte. Den Bürgern will er erst mehr
Geld lassen, wenn der Bundeshaushalt aus-
geglichen ist, also erst nach 2011.

Auch Wirtschaft und Öffentlichkeit
zollten Anerkennung. „Es ist richtig, die 
Sozialabgaben stärker in den Fokus zu

rücken“, sagte Werner Schnappauf, Haupt-
geschäftsführer des Bundesverbands der
Deutschen Industrie und bis vor kur-
zem noch Minister in Bayerns CSU-Regie-
rung, die mit ihrem Steuerkonzept den
Ideenwettbewerb eröffnet hatte. „Ein Lob
der SPD“, schwärmte die „Süddeutsche
Zeitung“.

Bei näherem Hinsehen offenbart das
SPD-Konzept jedoch die Schwächen eines
typischen Schnellschusses. Es ist an einigen
Stellen undurchdacht, unsolide finanziert
und obendrein ungerecht. Kurzum: Es ist
nicht viel seriöser als der heftig bekämpf-
te CSU-Plan.

Vor allem bei der Finanzierung des Vor-
habens offenbaren sich Mängel. Um die
Sozialabgaben von derzeit knapp 40 Pro-
zent des Bruttolohns binnen zehn Jahren
auf 36 Prozent zu senken, wie es Stein-
brück verspricht, müsste die SPD 40 Mil-
liarden Euro mobilisieren. Den größten
Beitrag sollen zusätzliche Steuereinnah-
men von fünf bis sechs Milliarden Euro
leisten, die sich das Finanzministerium für
die Zeit nach 2012 jährlich erwartet.

Ärgerlich ist nur, dass es diesen zusätz-
lichen Spielraum nicht gibt. Die Milliarden
werden dringend gebraucht für anderes,
den Steuerzuschuss für die Krankenkas-
sen zum Beispiel. Der soll bis dahin auf 14
Milliarden Euro anwachsen. Bislang wusste
Steinbrück nicht, woher er das Geld neh-
men sollte.

Steinbrücks Vertraute geben den Ziel-
konflikt unumwunden zu. Wenn das Geld
für anderes gebraucht werde, bleibe nichts
übrig, um die Lohnnebenkosten zu senken.

Auch der Plan, die fehlenden Mittel bei
den Reichen einzusammeln, geht nicht auf.
So steht die Vermögensteuer, die Stein-
brück wiederbeleben will, nach Artikel 106
des Grundgesetzes den Ländern zu. Der

nehmen, sie wurde am Ende über einen
Händler nach Italien verkauft. 

Auch Eckhard Harder, Vorstand der
2003 in Parchim gegründeten BDM Freie
Milch AG, hat die Blockade der Molkerei-
en zu spüren bekommen, was eigentlich
grotesk ist, weil die meisten der rund hun-
dert deutschen Molkereien als Genossen-
schaften ja in der Hand der Bauern sein
sollten. Harder hat Belege für die Blocka-
den, eidesstattliche Versicherungen und
Briefe, in denen BDM-Mitglieder als „Ab-
trünnige“ bezeichnet werden.

Zusammen mit Schaber hat er sich ans
Kartellamt gewandt. Nichts geschah. „Wir
werden wie Schmuddelkinder behandelt“,
sagt er. Über Zwischenhändler wird seine
Milch nun bis nach Neapel gefahren.

Seit Jahren predige die Milchwirtschaft,
die Molkereien müssten größer werden, um
gegen den Einzelhandel bestehen zu kön-
nen. Ihm habe aber noch niemand erklären
können, so Harder, warum England mit ge-
rade noch sieben Milchverarbeitern einen
der schlechtesten Milchpreise und Italien mit
über 300 Unternehmen Spitzenpreise zahlt. 

Während die Fusion von Molkereien in
Industriekreisen als normale Marktkonso-
lidierung gesehen wird, gilt der Zusam-
menschluss von Bauern als Anarchie. Ge-
rade warnte Schabers Gegenspieler Josef
Stöckl, Geschäftsführer des großen Lands-
huter Milchverarbeiters BMI, die Bauern
vor „vagabundierender“ Milch und Mol-
kerei-Hopping. Mindestpreise seien wie
Mindestlohn, sagt Stöckl.

Der Markt des vergangenen Jahres sei
überhitzt gewesen und habe „Preisillusio-
nen“ wie in der New Economy entfacht.
Als im Sommer dann auch erstmals noch
die amerikanischen Milchpulverlager leer
waren, stieg die Nervosität in der Bran-
che. Hektische Abschlüsse ließen die Prei-
se steigen, der vermeintliche „Milchdurst“
Chinas, den der Handel als Grund angab,
hatte damit allenfalls am Rande zu tun.

Der Pendelschlag des Markts traf vor
wenigen Wochen auch Stöckls BMI. Das
Frühjahr ist die Zeit des Milchüberange-
bots, und seine Verhandlungen mit Aldi
liefen ungefähr so: Wenn ihr eure Menge,
rund zehn Millionen Liter, halten wollt, so
der Discounter, bekommt ihr 15 Cent pro
Liter weniger. Für diesen Harakiri-Preis
nämlich hatte Theo Müller riesige Mengen
an Milch dem Discounter angeboten.

Stöckl lieferte am Ende weniger Milch
mit 11 Cent Einbuße pro Liter. Das liege an
der Macht der „Oligopolisten“, kritisierte
CSU-Landwirtschaftsminister Horst Seeho-
fer hilflos. Doch Stöckl lässt auf den vermeint-
lich freien Markt nichts kommen. Wenn
Bauern jetzt dem BDM nachlaufen, habe
man wohl Fehler in der Schulung gemacht.

An diesen Unterweisungen des Bauern-
verbands hat Schaber nie teilgenommen.
Das sei vielleicht sein Glück gewesen, sagt
er. „Wenn du da rauskommst, bist du ein
anderer.“ Nils Klawitter
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Sozialdemokraten Steinbrück, Beck: Richtiger Befund, falsche Schlussfolgerung
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Typischer
Schnellschuss

Das Abgabenkonzept der 
Sozialdemokraten ist 

unsolide finanziert, ungerecht – 
und damit kaum besser 

als die Steuerpläne der CSU.



Bund kann also kaum darüber verfügen.
„An dieser Stelle ist das Konzept nicht
durchdacht“, kritisiert Bert Rürup, der
Vorsitzende des Sachverständigenrats.

Ohnehin fällt das Aufkommen ange-
sichts des Bedarfs mickrig aus. Bis zu
ihrem Auslaufen vor zehn Jahren kassier-
ten die Finanzämter gerade einmal vier
Milliarden Euro Vermögensteuer, ein Drit-
tel davon ging für die Kosten ihrer Erhe-
bung drauf. Um die Reichen stärker zur
Kasse zu bitten, wie es die SPD unverhoh-
len anstrebt, wäre die Erbschaftsteuer bes-
ser geeignet. Sie ist einfacher, kostet nicht
so viel bei der Erhebung – und ist damit
ergiebiger. Der Grund: Bei der Erbschaft-
steuer muss der Wert einer Gemälde-
sammlung, eines Aktienpakets oder Ein-
familienhauses nur einmal erhoben wer-
den, bei der Vermögensteuer jedes Jahr.

Steinbrücks Beamte kennen das Pro-
blem. Um ihr Konzept zu finanzieren, wol-
len sie deshalb zusätzlich die im vorigen
Jahr eingeführte Reichensteuer verschärfen.

Doch auch davon ist nicht viel zu er-
warten. Der spezielle Höchststeuersatz von
45 Prozent für Besserverdienende soll nach
dem Willen der SPD künftig schon ab ei-
nem Einkommen von 125000 Euro für Le-
dige und 250 000 Euro für Verheiratete
greifen. Derzeit gelten erst Leute mit dop-
pelt so hohem Einkommen als reich. 

Ergiebig ist auch diese Maßnahme nicht.
Gerade einmal 800 Millionen Euro würde
die Verschärfung jährlich bringen, zu we-
nig, um die Sozialabgaben merklich zu
senken. „Das ist nicht mehr als Symbol-
politik“, meint der Wirtschaftsweise
Rürup.

Der Eifer, mit dem die SPD niedrigere
Lohnnebenkosten als allein selig machen-
de Maßnahme vertritt, ist verwunderlich.
Bis vor kurzem sperrten sich die Sozial-
demokraten hartnäckig gegen das Ansin-
nen der Unionsparteien, die Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung zu senken, ob-

wohl die Bundesagentur für Arbeit in Geld
schwamm.

Wie ernst die Sozialdemokraten es mei-
nen, können sie schon in einigen Wochen
zeigen. Die Union verlangt, den Beitrag
zur Arbeitslosenversicherung erneut zu
senken, diesmal auf unter drei Prozent.

Ihre Konzentration auf die Sozial-
abgaben begründet die SPD mit zwei Ar-
gumenten: Niedrigere Beiträge minderten
die Arbeitskosten, böten Unternehmen
also einen Anreiz, neue Leute einzustellen.
Außerdem sei mehr netto für große Teile
der Arbeitnehmerschaft nur über niedri-
gere Sozialabgaben zu erreichen, weil die
meisten in dieser Einkommensgruppe oh-
nehin keine Steuern mehr abführen. 

Richtig daran ist der Befund. Tatsäch-
lich werden Durchschnitts- und Gering-
verdiener hierzulande so stark mit Sozial-
abgaben belastet wie in kaum einem an-
deren Industrieland. Und tatsächlich zahlt
nur noch die Hälfte der 47 Millionen Haus-
halte Lohn- und Einkommensteuer. 

Falsch dagegen sind Steinbrücks Schluss-
folgerungen. Denn die Kehrseite der groß-
zügigen Steuerfreistellung ist eine steigen-

de Belastung der übrigen Steuerzahler. Im-
mer weniger bezahlen immer mehr. Heu-
te greift der Spitzensteuersatz schon bei
einem Einkommen, das nur das 1,3fache
des Durchschnittsverdiensts ausmacht, vor
50 Jahren war es noch das 17fache.

In den kommenden Jahren wird das
Missverhältnis weiterwachsen, das Steuer-
system wird noch ungerechter. Schuld dar-
an sind heimliche Steuererhöhungen. Mit
steigenden Einkommen greift der Staat
dem Bürger immer tiefer ins Portemon-
naie. Legen die Löhne um zwei Prozent zu,
vermehrt sich das Aufkommen aus Lohn-
und Einkommensteuer um knapp vier Pro-
zent. Die Bundesbürger sitzen in der Steu-
erfalle. Je mehr sie arbeiten und verdienen,
desto größer wird der Anteil, den der Fis-
kus von ihren Einkünften abzweigt.

Auf acht Milliarden Euro beziffert Stein-
brück die Mehreinnahmen aus dieser kal-
ten Progression, noch bestehe aber kein
Grund zu handeln, meint er. Doch jedes
Jahr kommen weitere drei Milliarden Euro
hinzu. Wenn er mit seinen Abgabensen-
kungen beginnen will, hat sich der Korrek-
turbedarf im Steuersystem auf 20 Milliar-
den Euro aufgestaut.

Diese Fehlentwicklung sollte zunächst
bereinigt werden, fordert Hans-Werner
Sinn, Präsident des Münchner Ifo-Instituts.
„Vor allem der Mittelstand sollte in der
Einkommensteuer entlastet werden.“ Auch
der Chef-Wirtschaftsweise Rürup schlägt
vor, den Steuertarif zu begradigen. „Es
spricht viel dafür, den derzeit ab gut 52000
Euro geltenden Spitzensteuersatz von 42
Prozent erst ab einem höheren Einkom-
men greifen zu lassen.“

Das Ziel widerspreche nicht niedrigeren
Sozialbeiträgen, findet Rürup. Statt mit Ein-
nahmen aus der kalten Progression sollten
sie „über einen Abbau von Subventionen
und über indirekte Steuern“ finanziert wer-
den. So könnten Steuern und Abgaben glei-
chermaßen sinken. Christian Reiermann
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Spitzenlast 
Steuern und Sozialbeiträge 2007
in Prozent der Arbeitskosten*

Belgien 55,5

Ungarn 54,4

Deutschland 52,2

Frankreich 49,2

Italien 45,9

Spanien 38,9

Großbritannien 34,1

USA 30,0

Schweiz 29,6

Irland 22,3

*Alleinstehender

Durchschnitts-

verdiener

ohne Kinder

Quelle: OECD


